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privatisierten Gerichtsvollzieher bleibt nur eine kostenträchtige 
Schadenersatzklage nach den zivilrechtlichen Vorschriften übrig.  

 

Ergebnis 

Entgegen von inzwischen der Privatisierung des 
Gerichtsvollzieherwesens widersprechenden Behauptungen ist das 
Gerichtsvollzieherwesen privatisiert worden. Das ergibt sich 
zweifelsfrei aus der GVO vom 01.08.2012. Zwar hat der betreffende 
Gerichtvollzieher durch den Wegfall des § 1 GVO seinen 
Beamtenstatus nicht verloren, da ihm dieser Besitzstand nur nach 
beamtenrechtlichen Regelungen entzogen werden kann, aber in § 2 
GVO ist jetzt neu geregelt, dass der Gerichtsvollzieher seit dem 
01.08.2012 selbständig handelt. Noch deutlicher wird die 
Privatisierung des Gerichtsvollzieherwesens durch den Wegfall des § 
10 GVO (Diensteinkommen). Damit ist das Alimentationsprinzip des 
Beamtentums aufgehoben worden. Durch die Aufhebung des § 15 
GVO (Annahme von Vergütungen) ist die typische Strafvorschrift der 
Bestechung von Beamten ersatzlos weggefallen. Deutlicher konnte der 
einzelne Landesgesetzgeber nicht zum Ausdruck bringen, dass eine 
Privatisierung des Gerichtsvollzieherwesens stattgefunden hat. Und 
schließlich sind die für das Beamtenwesen typischen 
Zuständigkeitsregelungen in örtlicher und sachlicher Hinsicht durch 
den Wegfall der §§ 20 und 24 GVO ebenfalls entfallen. Im Ergebnis 
ist weiter festzustellen, dass das Beleihungssystem für 
Gerichtsvollzieher im Zwangsvollstreckungsverfahren anders als das 
Beleihungssystem für Notare mit den tragenden 
Verfassungsgrundsätzen des Grundgesetzes unvereinbar ist, da der 
Gerichtsvollzieher anders als der Notar von Amts wegen befugt sein 
muss, die jeweilige Zwangsvollstreckung ggf. unter Anwendung 
unmittelbaren Zwangs durchführen zu können. Nach der 
verfassungswidrigen Neuregelung wird dem privatisierten 
Gerichtsvollzieher als selbständigem Freiberufler von einem 
Vollstreckungsorgan wie z.B. einem Vollstreckungsgericht eine 
Zwangsvollstreckung zugewiesen. Die geschuldete Handlung soll 
dieser Freiberufler dann auf Kosten des verpflichteten Schuldners an 
Stelle des Vollstreckungsorgans vornehmen. Es handelt sich mithin um 
eine typische Ersatzvornahme. Notwendige Voraussetzung für eine 
Ersatzvornahme ist, dass die Handlung übertragbar ist. Die 
Zwangsvollstreckung unter Anwendung oder Androhung 
unmittelbaren Zwangs ist auf selbständige Freiberuflicher gemäß Art. 
33 Abs. 4 GG i.V.m. Art. 1 GG und Art. 20 Abs. 2 und 3 GG im Wege 
der Ersatzvornahme jedoch nicht übertragbar und damit 
verfassungswidrig. Der Hinweis im o. a. Entwurf des Art. 98a GG auf 
Art. 92 GG ist irreführend, da die Rechtsprechung gar nicht betroffen 
ist. Der in der Drucksache 17/1210 vom 24.03.2010 aus der 17.
Wahlperiode enthaltene Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Grundgesetzes mit dem Ziel, einen Artikel 98a einzuführen, ist in 
gleicher Weise untauglich, da die Regelung in Art. 33 Abs. 4 GG im 
Lichte der der Ewigkeitsgarantie gemäß Art. 79 Abs. 3 GG
unterfallenen absoluten Regelungen in den Artikeln 1 und 20 Abs. 2 
und 3 GG die im Entwurf vorgesehene Ausnahme nicht zulässt, also 
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unzulässig ist. Das Bundesverfassungsgericht hat sich bereits in seiner 
Entscheidung vom 27.04.1959 in BVerfGE 9, 268 - Bremer 
Personalvertretung – ähnlich wie folgt gemäß § 31 Abs. 1 Satz 1 
BVerfGG bindend für alle Verfassungsorgane des Bundes und der 
Länder sowie alle Gerichte  
und Behörden festgelegt:  

“… die dauernde Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse soll in der
Regel Beamten und nicht Angestellten und Arbeitern des 
öffentlichen Dienstes übertragen werden. Soweit von dieser Regel 
abgewichen wird, ist die Tätigkeit des mit Hoheitsfunktionen 
betrauten Angestellten allerdings der des Beamten gleichzuachten. 
Es darf sich hier aber nach Art. 33 Abs. 4 GG nur um Ausnahmefälle 
handeln. Würde die ständige Ausübung hoheitlicher Befugnisse in 
größerem Umfang auf Nichtbeamte übertragen, so wäre dies mit dem 
Grundgesetz nicht vereinbar.”  

 

 

 

*Herzlicher Dank und in Verbundenheit an Dr. Zimmermann, Dr
Plathe

 


